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Entwicklungstendenzen 
in der deutsclien Seeschiffahrt

Gedanken zu einem Gutachten
Artur Rommel, Hamburg

Die Bundesregierung gab um die Jaiireswende 1972/73 auf Wunsch des Haushaitsausschusses ein 
Gutachten in Auftrag, in dem die Frage der einzei- und gesamtwirtschaftiichen Entwiciclungstendenzen 
in der deutschen Seesdiiifahrt untersudit werden solite. Ziel des Gutachtens war es, von neutraler 
Seite erarbeitete Entscheidungshilfen für die Vergabe von Förderungsmitteln bzw. von Abwrackhilfen 
an die deutsche Seeschiffahrt zu erhalten. Der folgende Beitrag nimmt zu dem Gutachten Stellung.

Schiffahrtspolitik

Der Bundesminister für Verkehr hatte zwar bis­
her die öffentlichen Finanzmittel für die deut­

sche Seeschiffahrt keineswegs planlos vergeben. 
Die Abwrackkommission bzw. der Haushaltsaus­
schuß des Deutschen Bundestages legten jedoch 
besonderen Wert auf die Kenntnis der zukünftigen 
Entwicklung, um Förderungsmaßnahmen zugun­
sten der deutschen Seeschiffahrt unter länger­
fristigen Aspekten vergeben zu können. Die Wahl 
der beiden mit dem Gutachten beauftragten Insti­
tutionen, die Treuarbeit AG und das Battelle-In­
stitut, ließ erwarten, daß eine umfassende Ana­
lyse und Prognose durchgeführt wird, bei der so­
wohl die betrieblich-finanziellen als auch die 
volkswirtschaftlichen Aspekte der Seeschiffahrt 
beachtet werden. Das Gutachten wurde Ende ver­
gangenen Jahres dem Parlament und der Regie­
rung und Ende Februar der Öffentlichkeit vorge­
le g t’).

Merkmale der Handelsflotte
ln dem Gutachten werden zunächst die Bedingun­
gen untersucht, denen die deutsche Handelsflotte 
in der Vergangenheit ausgesetzt war und heute 
unterliegt, die hiervon beeinflußten wirtschaftli­
chen Ergebnisse der Reedereien sowie die Chan­
cen und Möglichkeiten der zukünftigen Entwick­
lung )̂. Die Gutachter halten dabei in Zukunft ein 
Wachstum der gesamten Flotte entsprechend dem 
der Welthandelsflotte für erforderlich. Für die

Tankerflotte wäre ihrer Ansicht nach sogar eine 
höhere Wachstumsrate anzustreben. Am Schluß 
der Untersuchung werden Empfehlungen zur För­
derung der auf privatwirtschaftlicher Grundlage 
unter deutscher Flagge betriebenen Seeschiffahrt, 
die als gesamtwirtschaftlich notwendig bezeichnet 
wird, ausgesprochen.

Im einzelnen führen die Gutachter aus, daß die 
deutsche Handelsflotte sich fast ausschließlich 
am internationalen Weltseeverkehrsmarkt betätigt, 
der durch folgende Merkmale gekennzeichnet ist:
□  Kostenunterschiede, und zwar insbesondere 
bei den Personal kosten, die durch ein unter­
schiedliches Lohnniveau und durch unterschied­
liche nationale Schiffsbesetzungs- und Sicher­
heitsvorschriften hervorgerufen werden;
□  unterschiedliche Subventionierung der See­
schiffahrt, zum Teil mittelbar durch Förderung der 
Werftindustrie;
□  unterschiedliche Besteuerung der Seeschiff­
fahrt;

□  Auswirkungen der Währungspolitik, die bei 
Änderungen der Währungsparitäten zur Verschie­
bung der Wettbewerbsverhältnisse führen;

1) Vgl. Treuarbeit AG, Batteile-institut: Einzel- und gesamtwirt­
schaftliche Entwid<lungstendenzen in der deutschen Seeschiff­
fahrt, Bericht im Auftrag des Bundesministeriums für Verkehr. 
Hamburg. Frankfurt. November 1973.
2) Vgl. hierzu und zum folgenden Mitteilungen aus dem Bundes- 
verkehrsministerium. Hamburg. 24. Januar 1974.
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□  Störung des Marktmechanismus durch Fiaggen- 
diskriminierung, die sich in Zukunft noch verstär­
ken dürfte.

Die Ertragslage der deutschen Schiffahrtsunterneh­
men ermöglichte bis 1969 nur unter Berücksichti­
gung der staatlichen Förderungsmaßnahmen im 
Durchschnitt eine als angemessen anzusehende 
Eigenkapitalrendite. Seit 1970 entstanden dage­
gen im Durchschnitt Verluste. Als Ursachen dieser 
Entwicklung werden vor allem die Verschlechte­
rung der Wettbewerbsposition der deutschen See­
schiffahrt gegenüber der ausländischen Konkur­
renz angeführt, die insbesondere auf die mit den 
Änderungen der Währungsparitäten verbundene 
Erhöhung der Kosten zurückzuführen ist. Dies 
hatte zur Folge, daß Eigenmittel für Rationalisie- 
rungs- und Modernisierungsinvestitionen nur in 
unzureichendem Maße erwirtschaftet werden 
konnten. Inzwischen werden die Vorteile der aus­
ländischen Werftförderung und einer bardepot­
freien Finanzierung zusammen mit der Möglichkeit 
der Ausflaggung höher bewertet als die an die 
deutsche Flagge und die Finanzierung am deut­
schen Kapitalmarkt gebundene Schiffahrtsförde­
rung in der BRD. Die Folgen dieser Entwicklung 
sind:
□  eine Verminderung der Tonnage unter deut­
scher Flagge durch Ausflaggungen, Schiffsver­
käufe und ein rückläufiges Neubauvolumen:
□  eine Verminderung der Arbeitsplätze auf Schif­
fen unter deutscher Flagge;
□  eine verminderte Neubautätigkeit (außer beim 
Tankerbau):
□  eine Verlagerung der Neubautätigkeit auf aus­
ländische Werften.

Staatliche Förderungsmaßnahmen

Wenn man davon ausgeht, daß in Zukunft mit 
Gleichgewichtswechselkursen zu rechnen ist, kann 
man unter Berücksichtigung der bisherigen Schiff­
fahrtsförderung nach Ansicht der Gutachter nicht 
erwarten, daß sich die Ertragslage der Schiffe 
unter deutscher Flagge nachhaltig wieder verbes­
sern wird. Daher bedarf es nach ihrer Meinung 
verbesserter staatlicher Förderungsmaßnahmen, 
wenn die Zielvorstellung einer „angemessenen, 
qualitativ hochwertigen und leistungsfähigen, von 
wirtschaftlich gesunden Unternehmen betriebenen 
Handelsflotte“ unter deutscher Flagge, die in den 
schiffahrtspolitischen Leitsätzen der Bundesregie­
rung vom 31. Oktober 1972 enthalten ist, realisiert 
werden soll. Hierbei sollte weiterhin die Investi­
tionsförderung im Vordergrund stehen. Denn da­
durch wird die Anpassung des Schiffsbestandes 
an die Marktverhältnisse, also die Umstellung auf 
im internationalen Wettbewerb erfolgverspre­
chende Schiffstypen und -größen, beschleunigt.

Zur Verbesserung der Situation beim Betrieb der 
vorhandenen Schiffe erscheinen steuerliche Maß­
nahmen geeignet, da sie Strukturveränderungen 
nicht aufhalten, wie es bei Finanzhilfen unver­
meidlich wäre, die am vorhandenen Schiffsbe­
stand anknüpfen.

Strukturelle Entwicklungstendenzen

Für die zukünftige Entwicklung der Struktur der 
deutschen Seeschiffahrt wird im Gutachten fol­
gendes festgestellt:

□  Flottenstruktur: Schiffe, bei denen die Perso­
nalkosten gegenüber den Kapitalkosten eine ver­
gleichsweise untergeordnete Rolle spielen, also 
insbesondere Schiffe mit hochentwickelter Tech­
nologie und Großraumschiffe, werden der gesamt­
wirtschaftlichen Forderung nach Steigerung der 
Arbeitsproduktivität und Sicherung der Energie- 
und Rohstoffversorgung sowie den einzelwirt­
schaftlichen Erfordernissen voraussichtlich am 
ehesten gerecht werden:

□  Kapita lstruktur: Der hohe Kapitalbedarf der 
deutschen Schiffahrtsunternehmen erfordert eine 
Stärkung der Eigenkapitalbasis, insbesondere die 
Erhaltung der unversteuerten Reserven und die 
Zuführung neuen Eigenkapitals:
□  Unternehmensstruktur: Kostenvorteile und die 
Notwendigkeit einer hohen Flexibilität in der Inve­
stitionspolitik erfordern größere ünternehmens- 
bzw. Kooperationseinheiten in der Hochseeschiff­
fahrt: in der Küstenschiffahrt haben sich die Klein­
betriebe bewährt.

Die Bereitschaft der deutschen Schiffahrtsunter­
nehmen einerseits, diesen Forderungen Rechnung 
zu tragen, und ihre Investitionsfähigkeit anderer­
seits sind nach Meinung der Gutachter für die 
künftige Entwicklung der deutschen Seeschiffahrt 
von ausschlaggebender Bedeutung.

Flexible Schiffahrtspolitik

In einer ersten Stellungnahme zum Gutachten hat 
der Bundesminister für Verkehr u. a. betont, daß 
die Richtigkeit des Systems der bisherigen Förde­
rungspolitik der Bundesregierung bestätigt werde. 
Er wies ferner darauf hin, daß die Abhängigkeit 
der deutschen Seeschiffahrt von äußeren Einflüs­
sen ein schiffahrtspolitisches Konzept erfordere, 
„das eine terminierte und detaillierte Fortschrei­
bung der Ziele und Mittel der Schiffahrtspolitik 
der Bundesregierung bewußt vermeidet und statt 
dessen die Möglichkeit bietet, auf die jeweils er­
kennbaren Entwicklungen im weltweiten Schiff­
fahrtsgeschehen laufend und beweglich zu reagie­
ren“. Diese „Flexibilität des Konzepts“ wurde 
denn auch im Anschluß an die Vorstellung des 
Gutachtens von der Presse besonders hervorge­
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hoben. Es ist zu erwarten, daß sich in Zul<unft 
noch mehrmals Gelegenheit bieten wird, diese 
Worte in die Tat umzusetzen.

Wie rasch sich neue Entwiciclungen anbahnen, 
wurde bereits deutlich, bevor das Gutachten von 
den Auftragnehmern abgeliefert wurde. Der letzte 
Nahost-Krieg und die damit verbundene neue 
Situation auf dem Energiemarkt wurden jedoch 
bewußt aus der Untersuchung ausgeklammert. 
Die Gutachter wären überfordert gewesen, wenn 
von ihnen andere als ökonomische Aussagen er­
wartet worden wären; doch auch dafür war mitt­
lerweile zuwenig Zeit. Deshalb sind die Aussagen 
des Gutachtens zur Entwicklung des Tankerver­
kehrs wenigstens teilweise überholt, und sie müs­
sen von der Bundesregierung nun unter neuen 
Perspektiven gesehen werden. Ob und wie das 
inzwischen begonnene Tankerförderungspro­
gramm nun fortgesetzt oder modifiziert wird, muß 
abgewartet werden.

Ungerechtfertigtes Mißtrauen

Wenn jedoch die Bundesregierung die Entwick­
lung auf dem Energiemarkt zum Anlaß nimmt, um 
die Notwendigkeit der Existenz einer deutschen 
Handelsflotte nachzuweisen, ist die Tankerflotte 
der BRD allerdings genau das falsche Objekt. 
Zwar trifft es zu — wie die Gutachter feststellen 
und in der Presse betont wurde —, daß die deut­
sche Tankerflotte vergleichsweise klein ist und 
zum Transport der notwendigen Energie für die 
BRD nicht ausreicht. Aber es ist ebenso richtig, 
daß die Versorgung bisher auch mit Tankern 
fremder Flaggen funktioniert hat; und der jüngste 
Nahost-Krieg hat überraschend deutlich gemacht, 
daß der Zugang zu den Rohstoffquellen entschei­
dend wichtiger ist als der Besitz einer ausreichen­
den eigenen Tankerflotte. Unter den heutigen Um­
ständen kann man der Bundesregierung eigentlich 
nur empfehlen, die für das Tankerförderungs­
programm eingesetzten Mittel zur Entwicklung 
und Erschließung neuer Energiequellen zu ver­
wenden )̂.

Natürlich wäre eine völlige Abhängigkeit von 
Schiffen fremder Flaggen in Krisenfällen ähnlich 
fatal wie unsere starke Bindung an die nahöst­
lichen Erdölquellen. Es ist jedoch auffallend, daß 
trotz warnender Stimmen die Energieversorgung 
der BRD auf ein politisch unsicheres Gebiet ab­
gestützt wurde, in dem -  wie sich gezeigt hat -  
politische Ziele über die wirtschaftlichen Notwen­
digkeiten dominieren können. Auf der anderen 
Seite dagegen wird politisch und ökonomisch zu­
verlässigen Partnern Europas im Bereich der See-
3) V g l. hierzu Die Energiepolitik der Bundesregierung, ln : Bun­
destags-Drucksache 7/1057 vom 3.10.1973.
*) V g l. hierzu A. R o m m o 1 : Wachstum und Substitution im 
weltwirtsohaftiichen Güterverkehr. In: Zeitschrift für Verkehrs­
wissenschaft, 37. Jg. (1966), S. 35 f.

Schiffahrt zumindest mit ziemlichem Mißtrauen be­
gegnet. Mit dieser Einstellung steht die Bundes­
regierung jedoch nicht allein. Bisher aufgetretene 
Krisen waren aber immer Versorgungs- und keine 
Schiffahrtskrisen.
Die Erfahrung lehrt, daß politische Krisen zwar 
nicht seltene, dafür aber vorübergehende Erschei­
nungen sind und daß sich langfristig die ökono­
mischen Grundtendenzen wieder durchsetzen. Da­
her kann man davon ausgehen, daß die im Gut­
achten enthaltenen Prognosen der Entwicklung 
des Welthandels und des Einsatzes von Schiffs­
größen und -typen der Realität nahe kommen.

Allerdings ist die Entwicklung der Tankerflotte 
und des Mineralölverkehrs besonders schwierig 
zu prognostizieren, da abgesehen von den rein 
politischen Zielen der Erdöl-Förderländer auch 
deren politisch motivierte Förder- und Industriali­
sierungspolitik heute noch nicht ganz erkennbar 
ist. Auf diesem Sektor wären noch besondere 
Untersuchungen erforderlich, wenn fundierte Aus­
sagen über die zukünftige Entwicklung gemacht 
werden sollen. Auch wirtschaftliche Entwicklungen 
können nicht exakt vorhergesagt werden. Bei 
sorgfältiger wissenschaftlicher Arbeitsweise sind 
jedoch brauchbare Prognosen durchaus zu er­
stellen. Daran ändert auch der Tatbestand nichts, 
daß sie manchmal von der Realität überholt wer­
den, wie das bei der Größenentwicklung der 
Schiffe in den letzten Jahren besonders deutlich 
wurde'*).

Unvermeidliche Schiffahrtsförderung

Wenn der Bundesminister für Verkehr in seiner 
Stellungnahme zu dem Gutachten betont, daß die 
Richtigkeit der Schiffahrtspolitik für die vergan­
genen Jahrzehnte bestätigt wurde, klingt das — 
wohl ohne Absicht -  nach einem „bestellten Gut­
achten“. Tatsächlich kann man dem Bundesmini­
ster für Verkehr unter den bestehenden Verhält­
nissen und den gewählten politischen Zielsetzun­
gen zustimmen.

Die Förderung der Schiffahrt wurde von der Bun­
desregierung — ähnlich dem Erziehungszoll — 
deshalb als notwendig angesehen, um die kriegs­
zerstörte deutsche Handelsflotte wieder aufzu­
bauen. Heute wird die Schiffahrtsförderung für 
unvermeidlich gehalten, solange auch die BRD im 
Wettbewerb mit anderen Schiffahrtsnationen be­
strebt ist, eine angeblich nur mit Unterstützung 
des jeweiligen Staates lebensfähige Handelsflotte 
aufrechtzuerhalten, und zwar nicht zuletzt unter 
dem etwas zweifelhaften Gesichtspunkt einer 
sicheren Versorgung der BRD. Auch die Tatsache, 
daß die BRD eine der jüngsten und leistungs­
fähigsten Flotten besitzt, ändert nichts daran, daß 
eine Subventionspolitik versucht, vom Markt oder 
durch eine bestimmte Wirtschaftspolitik diktierte
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Einflüsse zu verändern, und daß damit eine opti­
male AlloI<ation der Produktionsfaktoren im Sinne 
des ,,welfare-economics“-Konzept®) verhindert 
wird.
Gewiß kann ein einzelner (Industrie) Staat nicht 
aus der Reihe der Subventlonisten ausscheren, 
ohne Gefahr zu laufen, daß seine Handelsflotte 
dann vollständig in ein Land der „billigen Flag­
gen“ abwandert. Aber solch eine — international 
übliche — Schiffahrtspolitik, bei der jeweils die 
anderen Nationen als Alibi für eigenes unökono­
misches Verhalten angeführt werden, verursacht 
in der Volkswirtschaft eines jeden Landes einen 
nicht unbeträchtlichen Aufwand für den Bereich 
Seeschiffahrt, der unmittelbar weder von den 
Schiffahrtsunternehmen noch von den Verladern 
getragen wird. Auch das ist eine Form sozialer 
Kosten im Verkehrsbereich.

Verstärkter Flaggenprotektionismus

Eine der Prämissen, auf die sich das Gutachten 
ausdrücklich bezieht, sind die Schiffahrtspoliti­
schen Leitsätze der Bundesregierung vom 31. Ok­
tober 1972. Wenn diese Leitsätze auch in manchen 
Teilen etwas unverbindlich gehalten sind, so ist 
ihr Grundgedanke einer freien, privatwirtschaftlich 
betriebenen Seeschiffahrt doch sicher richtig, 
wenn man eine effizient arbeitende Seeschiffahrt 
wünscht, die ein bestmögliches Verhältnis von 
Aufwand und Ertrag erzielt.

Ob dieser Grundsatz einer privatwirtschaftlichen 
Seeschiffahrt auch in Zukunft noch aufrechterhal­
ten werden kann, ist allerdings sehr fraglich. Die 
heute erkennbare internationale Schiffahrtspolitik, 
die vor allem von einigen Entwicklungsländern, 
aber auch von Industriestaaten vorangetrieben 
wird, läßt beinahe absehen, wann in der Seeschiff­
fahrt die staatlichen Einflußnahmen wieder so 
groß geworden sind, daß eine freie Flaggenwahl 
nicht mehr möglich ist. In den Verhandlungen im 
Rahmen der UNCTAD kristallisiert sich mehr und 
mehr eine Formel für einen administrativen Ein­
griff heraus, die einer ökonomischen Entfaltung 
der Seeschiffahrt im Wege steht. Auch die Ent­
wicklungsländer müssen offenbar Ihre merkanti- 
listische Epoche erst selbst durchmachen.

Hier sei es dahingestellt, ob der Grundsatz einer 
„freien Seeschiffahrt“ von der Bundesrepublik 
immer vorbehaltlos vertreten worden ist. Auffal­
lend ist aber, daß die Seeschiffahrt, oder wenig­
stens die Linienschiffahrt, immer noch — oder 
schon wieder -  wirtschaftspolitisch anders be­
wertet und behandelt wird als weite Teile der 
übrigen Wirtschaftsbereiche. Während einerseits 

fl industrielle Auslandsinvestitionen durch steuer-

I 5) Vgl. hierzu u .a . H. G i e r s c h :  Allgemeine Wirtschaftspoli­
tik, 1. Bd., Grundlagen. Wiesbaden 1960, S. 97 ff.

liehe Anreize gefördert werden, steht andererseits 
ein Reeder, der seine Schiffe unter fremde Flagge 
bringt, fast im Ruf eines Landesverräters. Von 
diesem „Zug der Zeit“, der von den Gewerkschaf­
ten angeführt wird, haben sich auch die Gutach­
ter nicht ganz freimachen können.

Ohne eine Prognose der politischen Entwicklung 
zu geben, weisen die Gutachter auf Tendenzen 
hin, die zu einem verstärkten Flaggenprotektionis­
mus führen, von dem die Linienschiffahrt beson­
ders betroffen ist. Ihre Aussage, daß eine Han­
delsflotte für die BRD gesamtwirtschaftlich not­
wendig sei, ist sicher auch vor diesem Hintergrund 
zu sehen, wenn es sich hierbei streng genommen 
auch nicht mehr um eine wissenschaftliche Aus­
sage handelt. Denn dies ist eine politische Wer­
tung, die aufzustellen der Bundesregierung auf­
grund des vorliegenden Gutachtens leicht fallen 
dürfte.

Koordinierte Schiffahrtspolitik

Anzuerkennen ist, daß die Gutachter den ökono­
mischen Wert der deutschen Handelsflotte für die 
deutsche Volkswirtschaft in der richtigen Relation 
aufgezeigt haben, auch wenn das der einen oder 
anderen Wunschvorstellung nicht entsprechen 
sollte, so daß für eine unsachliche politische Argu­
mentation kein Raum mehr bleibt. Ebenso sollte 
hervorgehoben werden, daß die Bearbeiter dieses 
Forschungsauftrages nicht der Gefahr erlegen 
sind, die BRD isoliert zu betrachten, obwohl das 
Thema darauf abgestellt war. Sie weisen mehr­
mals darauf hin, daß in der erweiterten EWG In­
dustrie- und Schiffahrtsnationen zusammenge­
schlossen sind, zu denen in Zukunft vielleicht 
noch Norwegen und andere Staaten hinzukommen 
werden. Das kann Anlaß dafür sein, darüber nach­
zudenken, ob eine nationale oder europäische 
Schiffahrtspolitik den zukünftigen Anforderungen 
besser gerecht wird. Eine koordinierte Schiffahrts­
politik der EG-Staaten könnte international er­
heblich mehr Gewicht bekommen, da sie vom 
größten Handelsblock der Welt getragen wird.

Insgesamt bietet das vorliegende Gutachten nicht 
nur eine Fülle von Material, sondern auch von 
Anregungen für solche Leser, die der Schiffahrt 
fernstehen. Die „erwartete breite Informations­
grundlage für weitere schiffahrtspolitische Ent­
scheidungen“ *), die Anlaß zur Vergabe des Auf­
trages bei den parlamentarischen Gremien gewe­
sen ist, liegt nun vor. Die Folgerungen, die aus 
dieser Informationsbasis gezogen werden, bleiben 
Parlament und Verwaltung überlassen. Angesichts 
des Umfangs und des Gehalts der vorgelegten 
Arbeit hat sich der Bundesminister für Verkehr 
eine endgültige Stellungnahme noch Vorbehalten.
4) Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr vom 24. Ja­
nuar 1974.
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